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Nach der Novelle ist vor
der Novelle – offene Baustellen
nach der AWG-Nov 2010
Die AWG-Nov 2010 hat für die Praxis wesentliche Neuerungen wie zB eine Abfall-
ausnahme für Bodenaushub oder ein gänzlich neues Erlaubnisregime gebracht. Nach
eineinhalb Jahren steht fest, dass durch manche Neuerungen mehr Missverständnisse
geschaffen, denn ausgeräumt wurden.

PETER SANDER

A. Einleitung

Mit BGBl I 2011/9 wurde die AWG-Nov 20101)
kundgemacht. Den unionsrechtlichen Vorgaben2)
sind zB die neue, nunmehr fünfstufige Abfallhierar-
chie (§ 1 Abs 2 und 2 a) oder die Bestimmungen über
Nebenprodukte (§ 2 Abs 3 a) geschuldet. Daneben
hat die Nov eine durchgreifende Neuerung des
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1) Nicht näher spezifizierte Paragraphenangaben beziehen sich in weite-

rer Folge auf das Bundesgesetz über eine nachhaltige Abfallwirtschaft –
AWG 2002.

2) Siehe dazu Stadler/Busic, Umsetzung der Europäischen Abfallrahmen-
richtlinie in nationales Recht, RdU 2010, 118.



Systems der persönlichen Berufsberechtigungen
(§ 24 a ff), die unbedingte Abfalleigenschaft für De-
poniesickerwässer (§ 3 Abs 1 Z 1), eine Ausnahme
für Bodenaushub (§ 3 Abs 1 Z 8) und eine „Defini-
tion“ des Abfallmaklers3) gebracht. Die Vollzugspra-
xis brachte in den ersten eineinhalb Jahren der Nov
so manche Unklarheit zutage. Der Beitrag macht
auf einige dieser Probleme aufmerksam und beleuch-
tet sie kritisch.

B. Neufassung der Ausnahme
betreffend Abwässer –
Deponiesickerwasser ist Abfall

Die Frage, ob Deponiesickerwässer in die Kanalisati-
on eingeleitet werden können oder über bspw C/P-
Anlagen entsorgt werden müssen, ist ua wegen der
Entsorgungskosten von großer praktischer Bedeu-
tung. Die Nov bringt dazu eine Klarstellung, wobei
ein nicht unwesentlicher Widerspruch zwischen Ge-
setzeswortlaut und Absicht des Gesetzgebers besteht:

§ 3 Abs 1 Z 1 bestimmt nunmehr, dass „keine
Abfälle im Sinne dieses Bundesgesetzes (. . .) Abwasser
einschließlich sonstiger Wässer, die in § 1 Abs 1 Z 1
bis 4, 6 und Abs 2 der Verordnung über die allge-
meine Begrenzung von Abwasseremissionen in Fließ-
gewässer und öffentliche Kanalisationen (AAEV),
BGBl 1996/186, genannt sind“, darstellen. Deponie-
sickerwässer sind mangels Integration auch der Z 5
des § 1 Abs 1 AAEV in die Ausnahme des § 3
Abs 1 Z 1 nicht aus dem Abfallregime ausgenommen
und folglich als Abfall und deren Behandlung als Ab-
fallbehandlung iSd AWG zu klassifizieren.

Auffallend sind die dem Gesetzeswortlaut tw wi-
dersprechenden Ausführungen in den Erläut. Dort4)
heißt es trotz des unzweifelhaft geänderten5) und en-
geren Wortlauts, dass „die neue Formulierung (. . .)
keine Änderung der derzeitigen Rechtslage herbeifüh-
ren“, sondern klarstellen soll, dass die Ausnahmen
im AWG entsprechend jenen der ARRL jede Art
von verunreinigtem Wasser umfassen, und dass – in
Entsprechung der Rechtslage vor der Nov – „die Be-
handlung von Sickerwasser aus Deponien Teil der Ab-
fallbehandlung [ist], bis das Sickerwasser den wasser-
rechtlichen Einleitebestimmungen entspricht“.

De iure hat sich die Rechtslage aber geändert: Bei
einem Vergleich der Altfassung mit der aktuellen
Textierung der „Abwasserausnahme“ ist zweifelsfrei
festzustellen, dass die nunmehrige Fassung präziser
ist und klarstellt, dass nur „Abwasser“ und auch sol-
che Wässer, die in § 1 Abs 1 Z 1 bis 4 und 6 sowie
Abs 2 AAEV genannt sind, vom Abfallregime ausge-
nommen sein sollen. Dies ist offenbar deshalb erfolgt,
da § 1 Abs 1 Z 1 AAEV den gleichen „Abwasser“-
Terminus wie § 3 Abs 1 Z 1 verwendet, diesem in
§ 1 Abs 1 Z 2 bis 6 AAEV jedoch weitere Wässer
und „wässrige Kondensate“ gleichsam beistellt.
Würde man – bei der gewählten Verweistechnik –
mit der Formulierung des § 3 Abs 1 Z 1 ausschließ-
lich „Abwässer“ vom Anwendungsbereich des Abfall-
rechts ausnehmen wollen, stellt sich die Frage, ob die
in § 1 Abs 1 Z 2 bis 6 AAEV genannten
& Mischwasser,
& Niederschlagswasser,

& Grund- oder Tiefengrundwasser,
& Sickerwasser aus Abfalldeponien und
& wässrigen Kondensate
ebenfalls vom Anwendungsbereich ausgenommen
sein sollen.

Somit dient die Beifügung des Passus „einschließ-
lich solcher Wässer, die in § 1 Abs 1 Z 1 bis 4 und
Z 6 sowie Abs 2 der [AAEV] genannt sind“, der Klar-
stellung, dass die dort in den Z (1,) 2 bis 4 und 6 ge-
nannten Wässer ebenfalls vom Anwendungsbereich
des AWG ausgenommen sind, nicht jedoch „Sicker-
wasser aus Abfalldeponien“. In die Erläut einen Passus
aufzunehmen, wonach sich keine Änderungen gegen-
über der bisherigen Rechtslage6) ergeben, ist zwar ob
des eindeutigen Gesetzeswortlauts für die Anwen-
dung der Ausnahme unbeachtlich,7) allerdings durch-
aus geeignet, Missverständnisse im Vollzug zu för-
dern.

Stehen die Materialien in eindeutigem Wider-
spruch zum Wortlaut des Gesetzes, sind sie für die
Auslegung bedeutungslos.8) Genau das ist hier der
Fall: Aus dem Wortlaut des § 3 Abs 1 Z 1 iVm § 1
Abs 1 Z 1 bis 4 und 6 und Abs 2 AAEV, der keine
andere (historisch-)teleologische Interpretation zu-
lässt, folgt eindeutig, dass das in § 1 Abs 1 Z 5 AAEV
genannte „Sickerwasser aus Abfalldeponien“ nicht
ebenfalls ausgenommen ist. Ob dies vom Gesetzgeber
tatsächlich intendiert worden ist, darf bezweifelt wer-
den, entbindet ihn jedoch keinesfalls davon, seine In-
tentionen in eindeutige gesetzliche Bestimmungen zu
gießen.

C. Ausnahme für an Ort und Stelle
wiedereingebaute Böden

Bei jedem größeren Bauvorhaben stellt sich die Frage
der Optimierung der Massenbewegungen vor Ort
und der Vermeidung der Deponierung von Abbruch-
und Aushubmaterial. Basierend auf der Abfallrah-
menrichtlinie9) schafft ein neuer Ausnahmetatbestand
nun tw Abhilfe. Nach § 3 Abs 1 Z 8, der wortident
die Vorgabe des Art 2 Abs 1 lit c ARRL übernimmt,
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3) ErläutRV 1005 BlgNR 24. GP 13 f.
4) ErläutRV 1005 BlgNR 24. GP 16 f.
5) § 3 Abs 1 Z 1 idF BGBl I 2009/115 lautete folgendermaßen: „Dieses

Bundesgesetz gilt nicht für Stoffe, die in Übereinstimmung mit den
wasserrechtlichen Vorschriften in Gewässer oder in eine Kanalisation
eingebracht werden.“

6) Danach waren Abwässer ohne weitere Einschränkung auf die Art des
Abwassers zeitlich und prozessbezogen betrachtet erst ab dem Zeit-
punkt der wasserrechtlich zulässigen Einbringung, nicht jedoch davor,
also im Zeitpunkt, in dem diese Stoffe allenfalls sogar einer Behand-
lung unterzogen werden, um in qualitativer Hinsicht überhaupt eine
entsprechende Einbringungs- und Einleitfähigkeit im Einklang mit
den wasserrechtlichen Bestimmungen zu erreichen, vom Abfallregime
ausgenommen; List in List/Schmelz, AWG 20023 51; Niederhuber,
„Abfall“ als Rechtsbegriff, in Bergthaler/Wolfslehner (Hrsg), Das Recht
der Abfallwirtschaft2 65 f.

7) Mit weiteren Verweisen Potacs, Biomasse oder Abfall mit hohem bio-
genen Anteil? ZfV 2011, 933.

8) VwGH 23. 2. 2001, 98/06/0240 uvm; grundlegend auch Rill, Juris-
tische Methodenlehre und Rechtsbegriff, ZfV 1985, 466 f.

9) RL 2008/98/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v
19. 11. 2008 über Abfälle und zur Aufhebung bestimmter RL; ABl
L 2008/312, 3; ARRL.



sind nicht kontaminierte Böden (Erde und Gestein)
und andere natürlich vorkommende Materialien wie
zB Wurzeln10), die im Zuge von Bauarbeiten ausge-
hoben wurden, nicht vom AWG erfasst, sofern sicher
ist, dass die Materialien
& in ihrem natürlichen Zustand
& an dem Ort, an dem sie ausgehoben wurden,
& für Bauzwecke verwendet werden.
Eine Klarstellung insb hinsichtlich des „natürlichen
Zustands“ wäre wünschenswert gewesen: Sofern
nämlich nicht kontaminierte Böden ausgehoben
werden (sollen), stellt sich die Frage, was unter „na-
türlichem Zustand“ zu verstehen sein soll. Auf den
ersten Blick würde sich – da es sich um eine Ausnah-
mebestimmung handelt – eine enge Auslegung an-
bieten, wonach Bearbeitungs- und Aufbereitungs-
schritte weitgehend ausgeschlossen wären. Das aus-
gehobene Material müsste „so wie es ist“ für Bau-
zwecke verwendet werden, womit ausschließlich an
Verfüllungen oder Schüttungen wie zB Lawinen-
oder Hochwasserschutzwälle im Rahmen eines Bau-
vorhabens zu denken wäre. Dies würde bedeuten,
dass Art 2 Abs 1 lit c ARRL „nur“ die bestehende
Rechtslage kodifiziert hätte. Nach der Rsp des
EuGH in den Fällen Palin Granit Oy11) und Avesta
Polarit Chrome Oy12) ist ein Material ohnehin nicht
Abfall, wenn seine Wiederverwendung ohne weitere
Bearbeitung gewiss und nicht nur möglich ist. Kei-
nesfalls darf aber die Wendung „ohne weitere Bear-
beitung“ mit einem Verbleib im „natürlichen Zu-
stand“ gleichgesetzt werden.

In der Praxis wird das Aushubmaterial auch als
Zuschlagstoff für Beton oder zur Produktion von Ge-
steinskörnungen verwendet, insb um mit dem Lkw
durchgeführte umweltbelastende Massenbewegungen
zu minimieren. Folgt man einer engen Auslegung,
würden die ausgehobenen Materialien nicht mehr
in ihrem „natürlichen Zustand“ zum Einsatz kom-
men und folglich dem Abfallregime unterliegen.
Richtiger – und auch die Textierung der ARRL erklä-
rend – erscheint es daher, von einer Erweiterung der
Ausnahme gegenüber der bisherigen Rsp auszugehen,
sodass nun der Verbleib im „natürlichen Zustand“
das entscheidende Kriterium darstellt und nicht die
Verwendung „ohne weitere Bearbeitung“. Damit füh-
ren auch Aufbereitungsschritte im Zuge der Vorberei-
tung für die Verwendung zu Bauzwecken am Ort des
Aushubs nicht dazu, dass ein Bodenaushub als Abfall
anzusehen ist.

Unter dem Ort des Aushubs ist dabei jedenfalls
dieselbe Baustelle zu verstehen. Der BMLFUW hat
dazu festgehalten, dass als derselbe Ort grds das Bau-
grundstück bzw jener Bereich anzusehen ist, der von
der jeweiligen Baugenehmigung umfasst ist.13) Bei Li-
nienbauten ist dasselbe Baulos ausschlaggebend.14)

D. Der Begriff des Abfallmaklers ist
nun in den Erläut „definiert“

Während das AWG vor wie auch nach der Nov
2010 lediglich die Begriffe des Sammlers und des Be-
handlers kennt (§ 2 Abs 6 Z 3 und 4), ist in Art 3
Z 8 ARRL neben dem „Händler“ auch der „Makler“
als Unternehmen, das für die Verwertung oder Be-

seitigung von Abfällen für andere sorgt, einschließ-
lich solcher Makler, die Abfälle nicht physisch in Be-
sitz nehmen, näher definiert.15) Der österr Gesetzge-
ber hat die AWG-Nov 2010 dazu benutzt, um in
den Erläut eine „Definition“ des Abfallmaklers auf-
zunehmen.

Vom Abfallsammler, einschließlich solcher Perso-
nen, die Abfall nicht in ihrem tatsächlichen Herr-
schaftsbereich haben, sondern über ihn mit den In-
strumenten des Zivilrechts „Herrschaft“ ausüben,16)
ist jener Makler zu unterscheiden, der in § 1 des
MaklerG17) definiert ist. Demnach ist Makler, wer
für den Auftraggeber Geschäfte mit einem Dritten
vermittelt (Geschäftsvermittler). Seine Aufgabe ist
es, potenzielle Vertragspartner für einen Geschäfts-
abschluss zusammenzubringen. Mangels rechtlicher
Verfügung ist ein solcher Makler nicht als Abfall-
sammler iSd § 2 Abs 6 Z 3 anzusehen.18) Sorgt er
aber im eigenen Namen und auf eigene Rechnung,
also eigenverantwortlich, für die Beseitigung des Ab-
falls, soll er Abfallsammler sein.

In der Praxis bereitet diese Abgrenzung insb dort
Probleme, wo jemand sowohl Makler- als auch
Sammlertätigkeiten entfaltet, da § 17 Abs 1 Auf-
zeichnungs- und Meldepflichten ua für Abfallsamm-
ler, nicht jedoch für Makler normiert. Somit kann es
vorkommen, dass für gesammelte Abfälle Meldun-
gen in das EDM erfolgen, für ausschließlich gema-
kelte jedoch nicht. Da bei der Meldung der Abfall-
bilanzen für eine tatsächliche Übergabe oder einen
tatsächlichen Verfügungsübergang zwei unterschied-
liche Abfallbesitzer die Aufzeichnung und nachfol-
gend jeweils eine (konsolidierte) Meldung vorneh-
men, gleichzeitig die Art und Weise der Verfügung
iS der zivilrechtlichen Herrschaftsausübung in den
seltensten Fällen wechselseitig bekannt ist, sind Dif-
ferenzen in den Abfallbilanzen nahezu unausweich-
lich. Das vom Gesetzgeber intendierte Abstellen
auf die zivilrechtliche Herrschaft über den Abfall
macht dabei die Beurteilung, ob es sich um einen
Sammlungs- oder einen Maklervorgang handelt, si-
cherlich nicht einfacher, da es dabei ausschließlich
auf die Willenserklärungen der Vertragsparteien an-
kommt, was auch abweichend von allenfalls schrift-
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10) ErläutRV 1005 BlgNR 24. GP 18.
11) EuGH 18. 4. 2002, C-9/00.
12) EuGH 11. 9. 2003, C-114/01.
13) Rechtsansicht zu den Ausnahmetatbeständen des § 3 Abs 1 Z 1 und

Z 8 vom 20. 9. 2011, BMLFUW-UW.2.1.6/0098-VI/2/2011, 4;
Vorsicht ist hinsichtlich der dortigen Ausführungen zu Deponiesicker-
wässern geboten, die keine 100%ige Deckung im Gesetzeswortlaut
finden (s Pkt B. dieses Beitrags).

14) Ebd 5.
15) Eine gleichlautende Definition findet sich in der Abfallverbrin-

gungsVO, die – nach Ansicht des Gesetzgebers – aufgrund der unmit-
telbaren Wirkung „Eingang in das nationale Recht gefunden hat“; Er-
läutRV 1005 BlgNR 24. GP 13.

16) ErläutRV 1005 BlgNR 24. GP 13; vgl auch zumDetentionswillen des
Abfallbesitzers Grau, Von Abfallbesitzern und Abfallerzeugern, ecolex
2011, 364 f.

17) Bundesgesetz über die Rechtsverhältnisse der Makler und über Ände-
rungen des Konsumentenschutzgesetzes – MaklerG BGBl 1996/262
idF BGBl I 2012/34.

18) ErläutRV 1005 BlgNR 24. GP 14.



lich vorhandenen Dokumenten analysiert werden
muss. Anders gewendet: „Es gilt das Gewollte und
nicht das Erklärte.“19), was eine allg Abgrenzung
des Maklers vom Sammler de facto verunmöglicht.
Diese (zivilrechtlichen Grundsätzen folgende) Ver-
tragsauslegung wird nun auf die AWG-Behörden ab-
gewälzt.

E. Neues Erlaubnisregime

Unter Berufung auf die ARRL20) wurde das Erlaub-
nisregime durchgreifend neu geregelt. Während die
Ausübung der Sammler- und Behandlertätigkeit
hinsichtlich ausschließlich nicht gefährlicher Abfälle
bislang nur eine Anzeige an die Behörde voraus-
setzte, hingegen für den Bereich der gefährlichen
Abfälle eine bescheidförmige Bewilligung zu erwir-
ken war,21) wurde diese differenzierte Rechtslage
nun aufgegeben. Nach § 24 a Abs 1 bedarf nun jede
Person, die Abfälle sammelt oder behandelt, einer
Bewilligung, wobei § 24 a Abs 2 einige hier nicht
näher untersuchungsrelevante Ausnahmen von die-
ser Bewilligungspflicht enthält.

Aufrecht ist die Differenzierung in gefährliche
und nicht gefährliche Abfälle nach wie vor in Bezug
auf den abfallrechtlichen Geschäftsführer sowie die
durch die Nov neu geschaffene „verantwortliche Per-
son“: Nach § 26 Abs 1 ist ein abfallrechtlicher Ge-
schäftsführer zu bestellen, wenn die Sammler- und
Behandlertätigkeit von gefährlichen Abfällen, ausge-
nommen Asbestzement, von einer juristischen Per-
son ausgeübt werden soll oder der Erlaubniswerber
die erforderlichen fachlichen Kenntnisse und Fähig-
keiten nicht selbst nachweist. Für die gleiche Tätig-
keit in Bezug auf nicht gefährliche Abfälle oder As-
bestzement ist hingegen eine verantwortliche Person
namhaft zu machen, welche die Verlässlichkeit und
die fachlichen Fähigkeiten und Kenntnisse aufzuwei-
sen hat (§ 26 Abs 6).

Während ein abfallrechtlicher Geschäftsführer
nach § 26 Abs 1 Z 2 immer auch gleichzeitig verant-
wortlicher Beauftragter iSd § 9 VStG sein muss,22) ist
dies für die „verantwortliche Person“ nicht erforder-
lich. MaW: Für den Bereich der nicht gefährlichen
Abfälle kann es sein, dass die verwaltungsstraf-
rechtliche Verantwortlichkeit eine andere Person als
die „verantwortliche Person“ trifft. Dies ergibt sich
bereits aus dem Gesetzeswortlaut23) und der unter-
schiedlichen Systematik, wie ein Vergleich der
Abs 1 bis 3 des § 26 mit dessen Abs 6 zeigt. Deckung
findet diese Auslegung auch in den Erläut, in denen
als potenziell verantwortliche Personen iSd § 26
Abs 6 lediglich beispielhaft der handelsrechtliche Ge-
schäftsführer oder ein gem § 9 VStG bestellter verant-
wortlicher Beauftragter genannt werden.24) Gerne
wird dies in der Vollzugspraxis übersehen und auch
für die verantwortliche Person eine Bestellung iSd
§ 9 VStG gefordert – eine Deckung im Gesetzeswort-
laut findet dies nicht.

Offen geblieben ist für die verantwortliche Person
nach § 26 Abs 6, welche Kenntnisse und Fähigkeiten
sie nachweisen muss. Hier ist zunächst der Sinn und
Zweck eines solchen Befähigungsnachweises zu hin-
terfragen: Dieser kann bei lebensnaher Betrachtung

nur darin liegen, dass Kunden und Verbraucher da-
rauf vertrauen können sollen, dass Leistungen iZm
Abfällen nur von Personen erbracht werden, die sich
dazu Kenntnisse und Fähigkeiten angeeignet haben.
Hintergedanke ist also der Kunden- und Konsumen-
tenschutz. Oder in den Worten des VwGH: „Durch
den Befähigungsnachweis soll ein gewisser Ausbildungs-
standard sichergestellt sein“,25) wobei die Art 6 und
18 StGG, wonach bei bestimmten Erwerbsantrittsvo-
raussetzungen die Absolvierung ihrer Art nach gleich-
wertiger Ausbildungsgänge nicht ausgeschlossen sein
darf,26) zu berücksichtigen sind. Verfassungswidrig
wäre daher zB eine Regelung oder Vollzugspraxis,
die fachliche Tätigkeiten als Ausbildungsmöglichkei-
ten ausschließt, obwohl diese das Ausbildungsziel ver-
wirklichen lassen.27)

Folglich ist § 26 Abs 6 verfassungskonform so zu
interpretieren, dass jeder Nachweis der fachlichen
Fähigkeit und Qualifikation zulässig sein muss, so-
lange er – vor dem Hintergrund des Schutzziels
des § 26 Abs 6 – gleichwertige Ausbildung und Be-
rufserfahrung umfasst. Dass die Anforderungs-
schwelle für verantwortliche Personen nach den Vor-
stellungen des Gesetzgebers wohl kaum über mehr
als eine gewisse Berufserfahrung in einem berufli-
chen Umfeld, in dem regelmäßig nicht gefährliche
Abfälle anfallen (was so gut wie jeder Beruf, der
nicht ausschließlich auf reine „Bürotätigkeiten“ be-
schränkt ist, sein wird), hinausgeht, ist im Rund-
schreiben Nr 064 der WKÖ, Geschäftsstelle Bau,
vom 13. 12. 2011 gut dokumentiert: „Mit dem Le-
bensministerium konnte abgeklärt werden, dass bei ei-
nem Bauleiter, der mindestens 5 Jahre Berufserfahrung
als Bauleiter hat, angenommen werden kann, dass er
ausreichende abfallrechtliche Kenntnisse im Bereich
der Sammlung und Behandlung von Abfällen hat. So-
mit kann man bei einem derartigen Bauleiter davon
ausgehen, dass er über die erforderlichen Fähigkeiten
und Kenntnisse im Sinne des § 26 Abs 6 AWG 2002
verfügt.“ Die in diesem Punkt regional tw sehr unter-
schiedliche Vollzugspraxis wird wohl erst durch die
Rsp nachzuschärfen sein.

F. Fazit

Obwohl die AWG-Nov 2010 einige im Vollzug des
AWG aufgetretene Fragen gelöst hat, sind nicht sämt-
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19) Karollus, Praxisfragen der Vertragsauslegung, AnwBl 1996, 820.
20) ErläutRV 1005 BlgNR 24. GP 25; die damalige Rechtslage in Öster-

reich als „nicht den Anforderungen der neuen Abfall-RRL [entspre-
chend]“ bezeichnend Stadler/Busic, Umsetzung der Europäischen Ab-
fallrahmenrichtlinie in nationales Recht, RdU 2010, 123.

21) Zum ehemaligen Anzeigeregime des § 24 s Glasel, Das Recht der
Abfallerzeuger, -sammler und -behandler, in Bergthaler/Wolfslehner
(Hrsg), Das Recht der Abfallwirtschaft2 173 ff; List in List/Schmelz,
AWG 20023 172 ff.

22) Siehe zu Form und Inhalt einer Bestellung eines solchen verantwort-
lichen Beauftragten ausführlich Wessely in Raschauer/Wessely (Hrsg),
VStG § 9 Rz 7 ff.

23) Ebenfalls auf die „Formulierung“ des § 26 Abs 3 abstellend List in
List/Schmelz, AWG 20023 185.

24) ErläutRV 1005 BlgNR 24. GP 26.
25) Zur GewO VwGH 19. 4. 1988, 87/04/0215.
26) StRsp des VfGH, zuletzt zB VfSlg 12.578/1990.
27) Wiederum zur GewO VfSlg 16.734/2002.
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liche Unschärfen beseitigt worden – was angesichts
der komplexen Materie auch kaum möglich war. Es
gibt einige – in diesem Beitrag lediglich beispielhaft

aufgezeigte – offene Baustellen, die erst im Wege
der Rsp beseitigt werden können, sofern sie der Ge-
setzgeber nicht löst.

SCHLUSSSTRICH

& Die AWG-Nov 2010 hat neben neuen Aus-
nahmen für Bodenaushub und einem neuen
Erlaubnisregime auch einige Neuerungen ge-
bracht, die im Behördenvollzug zu tw irritie-
renden Entscheidungen führen.

& Tatsächlich besteht nach der Nov in einigen
Punkten ein neuer Novellierungsbedarf bzw
die Notwendigkeit einer Klärung durch die
Rsp.


